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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 28/09 B 
 
L 11 SB 188/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 9 SB 189/03 (SG Potsdam) 
 
 
 
…………………………………………………………., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt -, 
Lipezker Straße 45/Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Oktober 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 26. Februar 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde Prozesskosten- 

hilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt S.                            , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

- 4 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.2.2009 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Feststellung eines Grades der Behinderung von 80 sowie auf Zu-

erkennung des Merkzeichens "G" jeweils ab 11.6.2002 verneint. Gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dieser Entscheidung hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde 

eingelegt. Außerdem hat sie die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung ihres 

Anwalts beantragt. Sie macht grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Divergenz und Ver-

fahrensmängel geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine 

Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende 

Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage aufzuzeigen. Außerdem 

fehlen Ausführungen zur Klärungsfähigkeit und Klärungsbedürftigkeit. Die Klägerin beschränkt 

sich in der Beschwerdebegründung auf den Vortrag, in der Abweichung von einer Entscheidung 

des BSG liege auch die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. Dies reicht - wie bereits 

ausgeführt - zur Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache nicht aus. 

 

Auch die in erster Linie gerügte Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nicht hinreichend 

bezeichnet. Eine Zulassung der Revision wegen Divergenz kommt nur in Betracht, wenn eine 

revisionsrechtlich relevante Abweichung einer Entscheidung des LSG von einer Entscheidung 

des BSG, des Bundesverfassungsgerichts oder des Gemeinsamen Senats der obersten Ge-

richtshöfe des Bundes aufgezeigt wird. Abweichung bedeutet hierbei Widerspruch im 
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abstrakten Rechtssatz. Es muss deshalb ein Widerspruch zwischen einem die Entscheidung 

des LSG tragenden Rechtssatz und einem Rechtssatz dargetan werden, den ua das BSG in 

den tragenden Gründen einer Entscheidung aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt nicht schon 

dann vor, wenn das Urteil des LSG im konkreten Einzelfall nicht den Kriterien entspricht, die ua 

das BSG aufgestellt hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesen Kriterien andere 

entgegenstellt, dh andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat (vgl dazu BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 14, 21, 29; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). 

 

Den sich daraus ergebenden Begründungsanforderungen ist die Klägerin nicht gerecht ge-

worden. Sie hat lediglich behauptet, das LSG weiche mit seiner Auffassung, Art und Ausmaß 

der Pausen seien für das Gehvermögen unbeachtlich, von der Entscheidung des BSG in dem 

Verfahren B 9/9a SB 7/06 R ab, ohne aus der Entscheidung des LSG und dem Urteil des BSG 

genau genug bezeichnete, einander widersprechende Rechtssätze herauszuarbeiten. 

 

Die als Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG gerügte Verletzung des § 103 SGG 

(unzureichende richterliche Sachaufklärung) hat die Klägerin ebenfalls nicht schlüssig 

dargelegt. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein 

Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 

Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist grundsätzlich die Darlegung erforderlich, dass und 

warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem 

Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Diesen Kriterien trägt die Beschwerdebegründung nicht hinreichend Rechnung. Die im Be-

rufungsverfahren bereits anwaltlich vertretene Klägerin hat es versäumt, einen Beweisantrag zu 

bezeichnen, den das LSG übergangen haben könnte (vgl § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG).  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Da nach den vorstehenden Ausführungen die Rechtsverfolgung (Durchführung des Verfahrens 

der Nichtzulassungsbeschwerde) keine Aussicht auf Erfolg bietet, ist der Antrag der Klägerin 

auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung ihres Prozessbevollmächtigten abzu-

lehnen (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Satz 1, § 121 ZPO). 
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Die Kostenentscheidung hinsichtlich der Nichtzulassungsbeschwerde beruht auf 

entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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